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Unterrichtung 

durch die deutsche Delegation in der Nordatlantischen Versammlung 


An die Mitglieder 

des Deutschen Bundestages 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Die 20. Jahrestagung der Nordatlantischen Versammlung fand 
vom 11. bis 16. November 1974 in London statt. Die Tagung 
wurde mit Ansprachen von NATO-Generalsekretär Luns und 
Premierminister Wilson eingeleitet. Bundeskanzler Schmidt 
übersandte eine Grußbotschaft. Die Versammlung nahm die 
nachstehend abgedruckten Empfehlungen und Entschließungen 
an. Wesentliche Beratungsthemen waren 

1. die Auseinandersetzung über Zypern und die labile Lage 
im Nahen Osten, 

2. die sich aufgrund der steigenden Rohstoffpreise und der In- 
flation nunmehr gebieterisch stellende Frage nach einer 
Rationalisierung und Standardisierung innerhalb des Bünd- 
nisses, 

3. die trotz aller Entspannungsbemühungen immer wachsende 
Stärke der Sowjetunion z. B. auf dem Gebiet der Seestreit- 
kräfte. 

Ich beehre mich. Ihnen die von der Nordatlantischen Versamm- 
lung verabschiedeten Texte in deutscher Übersetzung zur 
Kenntnis zu bringen. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Kurt Mattick 
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Wirtschaftsausschuß 


Empfehlung 

Wirtschaftliche Probleme 
im Nordatlantischen Bündnis 

Die Versammlung 

bekräftigt die entscheidende Bedeutung, die der 
Sicherung einer möglichst umfassenden wirtschaft- 
lichen Zusammenarbeit innerhalb des Bündnisses 
zukommt; 

ist sich der schwerwiegenden Folgen der Ereig- 
nisse der vergangenen zwölf Monate für die wirt- 
schaftliche Lage des Bündnisses sowie der zuneh- 
menden Gefahren des Nationalismus, des Protektio- 
nismus und der Handelsbeschränkungen bewußt; 

untersucht die derzeit schwierigsten Probleme des 
Bündnisses, nämlich die Inflation und deren Aus- 
wirkungen auf die Zukunft der westlichen Demo- 
kratien, Zahlungsbilanzprobleme sowie die Aus- 
sichten auf eine Rückschleusung von Zahlungsbilanz- 
überschüssen bestimmter rohstoffliefernder Länder, 
insbesondere der Ölförderländer, sowie die Zukunft 
der Entwicklungshilfe; 

erkennt, daß die verschiedenen internationalen 
Organisationen und die Europäischen Gemeinschaf- 
ten wichtige Arbeit leisten, erkennt aber auch, daß 
das Bündnis bisher keine gemeinsame Lösung des 
Energieproblems gefunden hat, daß das Weltwäh- 
rungssystem noch immer nicht reformiert ist und 


daß der Beginn echter Verhandlungen in der neuen 
GATT-Runde sich verzögert; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat, die Regierungen 
der Mitgliedstaaten des Bündnisses eindringlich auf- 
zufordern, 

1. im Rahmen des Bündnisses den geeigneten Ent- 
scheidungsmechanismus zu schaffen, der zur Her- 
beiführung einer möglichst umfassenden wirt- 
schaftlichen Zusammenarbeit innerhalb des Bünd- 
nisses erforderlich ist; 

2. Punkt 11 der Erklärung von Ottawa dadurch zu 
realisieren, daß sie ihre Beziehungen auf dem 
Gebiet der Sicherheit durch harmonische politi- 
sche und wirtschaftliche Beziehungen sowie 
durch Beseitigung von Konfliktstoff in ihrer je- 
weiligen Wirtschaftspolitik ergänzen; 

3. mit vermehrter Anstrengung einen gemeinsamen 
Ansatz zur Lösung des Problems der rohstofflie- 
fernden Länder der Dritten Welt zu finden und 
in dem Dialog mit den Entwicklungsländern über 
neue wirtschaftliche Beziehungen in zunehmen- 
dem Maße mit einer Stimme zu sprechen; 

4. regelmäßige Zusammenkünfte der Wirtschafts- 
und Finanzminister im Rahmen des Bündnisses 
vorzusehen: 

5. die Realisierbarkeit einer Atlantischen Freihan- 
delszone gemäß Artikel 24 des GATT erneut zu 
prüfen. 
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Ausschuß für Erziehung, Kultur und Information 


Empfehlung 

Der Informationsdienst der NATO 

Die Versammlung 

anerkennt die Notwendigkeit einer Unterstützung 
von seiten der Öffentlichkeit für den fortdauernden 
Erfolg des Bündnisses sowie die Notwendigkeit einer 
besseren Unterrichtung über das Bündnis insbeson- 
dere der jüngeren Generation; 

verweist auf die bedeutende Rolle, die den Mit- 
gliedern der nationalen Parlamente und insbeson- 
dere denjenigen, die in der Versammlung vertreten 
sind, dadurch zukommt, daß sie nicht nur die Politik 
der Regierungen, sondern auch die Haltung der Öf- 
fentlichkeit gegenüber dem Bündnis beeinflussen; 

würdigt die vom NATO-Informationsdienst trotz 
der Kommunikationsschwierigkeiten, die sich bei 
fünfzehn verschiedenen Nationalitäten ergeben, un- 
ternommenen Anstrengungen zur Unterrichtung der 
Öffentlichkeit über das Bündnis; 

ist jedoch besorgt über ein mögliches Nachlassen 
der öffentlichen und parlamentarischen Unterstüt- 
zung des Bündnisses in den Mitgliedsstaaten; 
und 

ist daran interessiert, ihre Kontakte zum Informa- 
tionsdienst der NATO als geeignete Maßnahme zur 


Anwendung von Ziffer 13 der Atlantischen Erklä- 
rung vom 19. Juni 1974 zu erweitern; 

empfiehlt 

1. dem Nordatlantikrat, seine Tätigkeit im Bereich 
der Öffentlichkeitsarbeit zu überprüfen, um fest- 
zustellen, auf welchen Gebieten verstärkte An- 
strengungen unternommen werden sollten; 

2. dem NATO-Informationsdienst, zu untersuchen, 
wie der Kontakt zu den Parlamentariern im all- 
gemeinen und zu der Versammlung im besonde- 
ren verbessert werden kann, sowie folgende ein- 
leitende Maßnahmen zu ergreifen: 

a) verstärkte Weitergabe von Informationen an 
Abgeordnete mit besonderer Berücksichtigung 
der Delegierten der Versammlung; 

b) verbesserte und erweiterte Berichterstattung 
in den NATO-Veröffentlichungen über die 
Versammlung und ihre Tätigkeit; 

c) gegebenenfalls Aufnahme eines Besuchs der 
Versammlung als regelmäßiger Bestandteil im 
NATO-Besucherprogramm; 

d) Unterrichtung über Entwicklungen in den 
Parlamenten der Mitgliedstaaten, die eine 
direkte Auswirkung auf das Bündnis haben. 
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Militärausschuß 


Empfehlung 

Verstärkung des sowjetischen Seekriegspotentials 

Die Versammlung 

ist besorgt über die rasche Verstärkung des Po- 
tentials der sowjetischen Marine, insbesondere über 
die durchgeführten qualitativen Verbesserungen; 

ist besorgt über die zunehmende Aktivität der so- 
wjetischen Flotte sowie über deren häufigen Aufent- 
halt in Gebieten, die für die westliche Sicherheit von 
lebenswichtiger Bedeutung sind; 

stellt fest, daß die Mitgliedstaaten in der gegen- 
wärtigen Epoche der Entspannung bei dem Bemühen 
um einen Abbau der Spannungen und einer Verbes- 
serung der Sicherheit in Mitteleuropa dazu neigen, 
sich von der Verwundbarkeit der Flanken ablenken 
zu lassen; 

ist sich dessen bewußt, daß seit Einführung der 
NATO-Strategie der Flexiblen Reaktion im Jahre 
1967 durch die Verstärkung der sowjetischen Hoch- 
seeflotte eine neue Dimension in der Bedrohung der 
NATO entstanden ist, nämlich die Möglichkeit, daß 
die Sowjets ihr Seekriegspotential unabhängig von 
einem Land- und Luftangriff auf Westeuropa gegen 
Länder der NATO einsetzen könnten; 

empfiehlt dem Ausschuß für Verteidigungsplanung 
der NATO, 

1. im Rahmen der im Atlantischen Bündnis verfüg- 
baren Mittel und entsprechend ihrer Strategie 
der Abschreckung Mittel und Wege zur Begeg- 
nung dieser neuen Bedrohung zu finden; 

2. der sowjetischen maritimen Bedrohung und der 
zunehmenden Verwundbarkeit der Nord- und 
Südflanke erneute Aufmerksamkeit zu schenken. 


Empfehlung 

Rationalisierung von Verteidigungsmitteln 

Die Versammmlung 

ist sich des wirtschaftlichen Druckes bewußt, dem 
die Regierungen der Mitgliedstaaten im Bemühen 
um die Aufrechterhaltung des Umfangs ihrer Vertei- 
digungsausgaben ausgesetzt sind; 

ist sich der zunehmenden Notwendigkeit bewußt, 
daß die Regierungen aller Mitgliedstaaten ihre Ver- 
teidigungsetats mit dem Ziel überprüfen, eine best- 
mögliche Nutzung ihrer Verteidigungsmittel zu er- 
reichen; 

ist besorgt über die Einbußen an Geldmitteln und 
Kampfkraft, die die Streitkräfte der NATO als Folge 
der anhaltenden Nichtstandardisierung ihrer Rü- 
stung erleiden; 


nimmt die unlängst von der niederländischen Re- 
gierung mit Nachdruck geäußerte Notwendigkeit 
einer Spezialisierung innerhalb der NATO-Streit- 
kräfte zur Kenntnis; 

begrüßt die Initiativen des Kongresses der Ver- 
einigten Staaten in Form einer Forderung an das 
US-Verteidigungsministerium, es möge eine Studie 
fertigen über die durch fehlende Standardisierung 
innerhalb der NATO entstandenen Verluste sowie 
des Ausschusses für Verteidigungsplanung in Form 
der Bildung einer Vollzugsarbeitsgruppe zur Unter- 
suchung von Rationalisierungs- und Spezialisie- 
rungsfragen; 

empfiehlt dem Ausschuß für Verteidigungsplanung 
der NATO, 

1. den gegenwärtigen Rationalisierungsstudien die 
höchstmögliche Dringlichkeitsstufe einzuräumen, 
damit die Mitgliedstaaten die zu Verteidigungs- 
zwecken verfügbaren begrenzten Mittel so ko- 
stenwirksam wie möglich einsetzen können; 

2. dem Gedanken der Spezialisierung sowie dem 
möglichen Austausch von Verteidigungsaufgaben 
zwischen den Mitgliedstaaten besondere Auf- 
merksamkeit zu widmen; 

3. die Parlamentarier für das Bemühen um eine 
Standardisierung dadurch zu gewinnen, daß den 
Mitgliedern der Versammlung möglichst umfang- 
reiche Informationen über Unzulänglichkeiten auf 
diesem Gebiet zur Verfügung gestellt werden 
und dabei die in jüngster Zeit vom amerikani- 
schen Kongreß an das amerikanische Verteidi- 
gungsministerium gerichtete Aufforderung zu 
berücksichtigen, es möge Auskünfte über diese 
Frage erteilen. 


Empfehlung 

MBFR 

Die Versammlung 

ist sich der erfolgreichen Zusammenarbeit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten des Bündnisses bei der 
Herbeiführung gemeinsamer Positionen für Ver- 
handlungen über beiderseitige ausgewogene Trup- 
penverminderungen mit den Staaten des War- 
schauer Pakts bewußt; 

ist der Auffassung, daß Reduzierungen der alli- 
ierten militärischen Präsenz auf dem europäischen 
Kontinent durch beiderseitige und ausgewogene 
Truppenverminderungen erreicht werden sollten,* 

ist überzeugt, daß die Bündnispartner der NATO 
an ihren Bindungen und Verpflichtungen zur ge- 
meinsamen Verteidigung festhalten und die Ver- 
handlungen über Verträge zur Rüstungskontrolle 
weiterführen werden, um die Möglichkeiten eines 
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Krieges zu verringern, die politische Verständigung 
zu fördern, Geldmittel einzusparen und den Inter- 
essen der NATO-Staaten zu dienen-, 

ist der Auffassung, daß aufrichtige Verhandlun- 
gen über MBFR den Interessen der Staaten des 
Warschauer Pakts dienlich sind und daß diesen 
Staaten aus- einer Hinauszögerung sowohl der Ver- 
handlungen als auch der Zustimmung zu beidersei- 
tigen, ausgewogenen Truppenverminderungen kein 
Vorteil erwächst; 


empfiehlt dem Nordatlantikrat, 

1. das Atlantische Bündnis möge seine Verpflich- 
tung, an einer starken Verteidigung festzuhalten 
und bei den Verhandlungen über eine beider- 
seitige und ausgewogene Truppenverminderung 
auf dem europäischen Kontinent nach wie vor 
eng zusammenzuarbeiten, erneut bekräftigen; 

2. seine Mitglieder mögen den politischen Willen 
und die Führungsqualitäten entwickeln und zum 
Ausdruck bringen, die im Bündnis zur Förderung 
der MBFR-Verhandlungen notwendig sind. 
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Politischer Ausschuß 


Empfehlung 

Vertiefung der Beziehungen zwischen der Nord- 
atiantischen Versammlung und dem Nordatlantikrat 

Die Versammlung 

stellt mit Nachdruck fest, daß sie sich in den letz- 
ten Jahren zu einer Organisation entwickelt hat, die 
die Parlamente der Mitgliedstaaten des Nordatlan- 
tischen Bündnisses voll repräsentiert; daß die Tätig- 
keit in ihren Plenarsitzungen und die Arbeit ihrer 
Ausschüsse, Unterausschüsse und Arbeitsgruppen 
ständig an Intensität und Gehalt zunehmen; daß 
ihre vornehmlich auf der Präambel zu Artikel 1 und 
2 des Nordatlantikvertrages beruhenden Aktionen 
alle Gesichtspunkte der transatlantischen Beziehun- 
gen umfassen und daß sie ein Sekretariat besitzen, 
dessen Leistungsfähigkeit allgemein anerkannt ist; 

unterstreicht, daß sie die einzige transatlantische 
parlamentarische Institution bildet, an der sich die 
gesetzgebenden Körperschaften sowohl Nordame- 
rikas als auch Westeuropas gleichberechtigt beteili- 
gen können; 

verweist darauf, daß durch die Bereitstellung 
eines Forums für Parlamentarier, die von den ge- 
setzgebenden Körperschaften des jeweiligen Mit- 
gliedstaates ordnungsgemäß ernannt sind und die in 
diesem Forum ihre speziellen Ansichten äußern 
können, der atlantische Dialog in einer seiner wirk- 
samsten Ausdrucksformen aufrecht erhalten und 
vertieft wird; 

nimmt Ziffer 13 der Erklärung von Ottowa vom 
19. Juni 1974 über die Atlantischen Beziehungen zur 
Kenntnis, in welcher die Außenminister erklären: 

„Sie erkennen an, daß der Zusammenhalt des 
Bündnisses nicht nur in der Zusammenarbeit 
zwischen ihren Regierungen, sondern auch in 
dem freien Meinungsaustausch zwischen den 
gewählten Vertretern der Völker des Bündnis- 
ses Ausdruck gefunden hat. Sie erklären dem- 
gemäß, den Ausbau der Verbindungen zwischen 
Parlamentariern fördern zu wollen"; 

erinnert an ihre Bemühungen um die Aufrecht- 
erhaltung von Verbindungen zu anderen internatio- 
nalen Gremien und an ihrem anhaltenden Interesse 
an einem breiten Fächer atlantischer Fragen; 


begrüßt ihre engen Beziehungen zur NATO, die 
über den Generalsekretär dieser Organisation auf- 
recht erhalten werden; 

ist sich dessen bewußt, daß sie nicht danach strebt, 
sich zu einer offiziellen parlamentarischen Stütze des 
Nordatlantikrats zu entwickeln; 

ist sich indessen bewußt, daß eine Vertiefung der 
Beziehungen zum Nordatlantikrat erforderlich ist, 
wodurch die Bedeutung ihrer Arbeit und die Auto- 
rität, die sie bei Parlamentariern genießt, anerkannt 
würde; 

empfiehlt, 

1. daß der Generalsekretär an seiner jetzigen Pra- 
xis, auf Texte und Fragen der Versammlung zu 
antworten, festhält; 

2. daß der Generalsekretär in Erwägung zieht, vor- 
ab entweder eine Ergänzung zu seiner jährlichen 
Ansprache an die Versammlung oder eine Zu- 
sammenfassung seiner Ansichten an die Mitglie- 
der der Versammlung zu verteilen, damit diese 
eine Grundlage für Fragen an den Generalsekre- 
tär bei der Plenarsitzung in Händen haben; 

3. daß der Nordatlantikrat in Erwägung zieht, bei 
seiner Frühjahrstagung der Minister eine Dele- 
gation der Nordatlantischen Versammlung zu 
empfangen, um mit ihr einen informellen Gedan- 
kenaustausch über bestimmte, das Bündnis be- 
treffende Probleme zu führen; 

4. daß der Nordatlantikrat in Erwägung zieht, die 
Auffassung der Nordatlantischen Versammlung 
zu spezifischen, das Bündnis berührende Fragen 
einzuholen; 

5. daß Gespräche zwischen Vertretern der Nord- 
atlantischen Versammlung einerseits und des 
Nordatlantikrats andererseits geführt werden, 
um Möglichkeiten informeller Kontakte über 
spezielle Fragen zwischen den Ausschüssen der 
Nordatlantischen Versammlung und den Aus- 
schüssen des Rats zu sondieren; 

6. daß der Nordatlantikrat als logische Folge von 
Ziffer 13 der Erklärung von Ottawa im Schluß- 
kommunique seiner nächsten Ministersitzung 
dem wichtigen Beitrag, den die Nordatlantische 
Versammlung zur internationalen Zusammenar- 
beit im Atlantischen Bereich leistet, ausdrücklich 
Anerkennung zollt. 
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Wirtschaftsausschuß 


Entschließung 

Wirtschaftshilfe an Mitgiiedstaaten 
des Atlantischen Bündnisses 

Die Versammlung 

ist sich der äußerst nachteiligen und tiefgreifenden 
Auswirkungen der Ölpreiserhöhungen, der ständig 
steigenden Inflationsraten und der Zahlungsbilanz- 
schwierigkeiten auf die Wirtschaftsstruktur der 
NATO-Mitgliedstaaten bewußt; 

unterstreicht die Bedeutung einer gemeinsamen 
Anstrengung im Atlantischen Bündnis zur Überwin- 
dung seiner Probleme und Erhaltung einer gemein- 
samen Basis für seine wirtschaftlichen Beziehungen; 

erinnert an die enge Verbindung zwischen poli- 
tischer und wirtschaftlicher Stabilität; 

erinnert an die zahlreichen, in der vergangenen 
Zeit verabschiedeten Empfehlungen und Entschlie- 
ßungen über die Wiederherstellung der Demokratie 
iii einigen Mitgiiedstaaten des Bündnisses, die bis- 
her von autoritären und diktatorischen Machthabern 
regiert wurden; 

ersucht nachdrücklich die Regierungen der Mit- 
gliedstaaten des Atlantischen Bündnisses, 

1. daß sie alle erdenklichen Schritte unternehmen, 
um die Demokratie in ihren Ländern zu erhalten, 
indem sie sich vor wirtschaftlichem Zusammen- 
bruch, finanzieller Instabilität und sozialen Un- 
ruhen bewahren; 

2. daß sie durch Anleihen und Kredite, Export- 
erleichterungen, den Austausch von Erfahrungs- 
wissen und sonstige geeignete Maßnahmen ein 
System der gegenseitigen wirtschaftlichen Unter- 
stützung aufrechterhalten. 


Entschließung 

Multinationale Unternehmen und das 
Nordatlantische Bündnis 

Die Versammlung 

verweist auf ihre auf der Jahrestagung in Ankara 
angenommene Empfehlung Nr. 28; 

stellt fest, daß die Tätigkeit von multinationalen 
Unternehmen einen erheblichen Einfluß auf das 
Bündnis hat, was besonders während der Erdöl- 
knappheit Ende 1973 deutlich wurde; 

mißbilligt die zweifelhafte Rolle einiger multi- 
nationaler Ölgesellschaften, die künstliche Versor- 
gungsengpässe schufen und Lieferungen an NATO- 
Stützpunkte unterbanden; 

ist sich der im Gange befindlichen wichtigen Ar- 
beit in einigen internationalen örganisationen, be- 
sonders der UNÖ, der ÖECD, den Europäischen Ge- 
meinschaften und den internationalen Gewerk- 
schaftsgremien, bewußt; 

fordert die Regierungen der Mitgliedstaaten des 
Nordatlantischen Bündnisses eindringlich auf, 

1. die derzeit laufenden Bemühungen zur Schaffung 
einheitlicher Bestimmungen über multinationale 
Unternehmen zu intensivieren; 

2. zumindest die folgenden Punkte in eine inter- 
nationale Vereinbarung über multinationale Un- 
ternehmen einzubeziehen: die Politik jedes Lan- 
des in bezug auf Wettbewerb, Investitionen, 
Steuern, Kapitalmarkt, Währungsfragen, Arbeits- 
markt und soziale Fragen; 

3. diese Maßnahmen durch Gründung einer nach 
dem GATT-Muster angelegten internationalen 
Behörde zu vollenden. 


7 



DrUCksaChG 7/3046 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Wirtschaftsausschuß, Militärausschuß und Ausschuß für Wissenschaft und Technik 


Entschließung 

Energieversorgung im Bereich des 
Atlantischen Bündnisses 

Die Versammlung 

erinnert an ihre bei ihrer 19. Jahrestagung 1973 
in Ankara angenommene Empfehlung Nr. 30 betr. 
die Sicherung und den Ausbau der Energieversor- 
gung im Bereich des Nordatlantischen Bündnisses; 

verweist auf die erheblichen Schwierigkeiten, de- 
nen sich die Industrienationen im Anschluß an die 
Erhöhung der Rohölpreise gegenübersehen; 

verweist auf die bedeutenden zusätzlichen Ein- 
künfte einiger Ölförderländer und insbesondere der 
arabischen Länder; 

erwägt die Möglichkeiten zur Sicherstellung des 
Rückflusses eines Teils dieser Einkünfte in die nicht 
arabische industrialisierte Welt; 

erwägt die Aussichten auf eine Verringerung der 
Abhängigkeit vom Nahostöl durch die Entwicklung 
von Ersatzenergiequellen und durch die größere 
Verwendung der in den Mitgliedstaaten des At- 
lantischen Bündnisses vorhandenen fossilen Brenn- 
stoffe; 

verweist auf die militärischen Folgen der Ener- 
giekrise; 

anerkennt die in einigen internationalen Organi- 
sationen wie der OECD, den Europäischen Gemein- 
schaften, dem Weltwährungsfonds, der NATO und 
anderen geleistete beachtliche Arbeit; 

ersucht nachdrücklich die Regierungen der Mit- 
gliedstaaten des Atlantischen Bündnisses: 


1. die kurzfristige Energieversorgung sicherzustel- 
len: 

a) durch das Bemühen um eine engere multi- 
laterale Zusammenarbeit mit den Olförder- 
ländern zur Klärung der beiderseitigen In- 
teressen; 

b) durch die Schaffung von Anreizen für den 
Rückfluß der zusätzlichen Einkünfte der Ol- 
förderländer in die Industrienationen; 

c) durch die Verabschiedung einschneidender 
und wirksamer Programme zur Energieein- 
sparung in ihren Ländern; 

d) durch die Zusicherung einer gegenseitigen 
Garantie für die Verbraucherländer hinsicht- 
lich ihrer Energieversorgung und einer finan- 
ziellen Unterstützung der Mitgliedstaaten mit 
Zahlungsbilanzdefiziten; 

2. die langfristige Energieversorgung sicherzustel- 
len: 

a) durch die Weiterentwicklung von Technolo- 
gien zur Energieeinsparung; 

b) durch die vorrangige Förderung der Erfor- 
schung und Entwicklung der nuklearen, geo- 
thermischen und solaren Energie sowie ge- 
gebenenfalls anderer möglicher Alternativ- 
quellen; 

c) durch eine Erweiterung der internationalen 
Zusammenarbeit in allen Bereichen der Energie- 
forschung und -entwicklung; 

3. eine gesicherte Energieversorgung zur Erhaltung 
einer uneingeschränkten militärischen Zusam- 
menarbeit im Bereich der Verteidigung, insbe- 
sondere durch Anlegen von angemessenen und 
sofort verfügbaren Reservevorräten zu gewähr- 
leisten. 
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Ausschuß für Erziehung, Kultur und Information 


Entschließung 

Menschenrechte 

Die Versammlung 

ist der Gewährleistung der grundlegenden Men- 
schenrechte wie z. B. der freien Meinungsäußerung, 
des freien Informationsflusses sowie der Freizügig- 
keit der Menschen zwischen den einzelnen Ländern 
verpflichtet; 

ist besorgt über die fortgesetzte Unterdrückung 
der freien Meinungsäußerung sowie die Verfolgung 
von Andersdenkenden in der Sowjetunion und in 
anderen Ländern des Warschauer Paktes; 

ist ebenfalls besorgt über die von der Sowjet- 
union verfügten Auswanderungsbeschränkungen; 

unterstützt den Grundsatz des freien Zugangs 
aller Völker zu internationalen Rundfunksendun- 
gen; 


anerkennt die wichtige Beziehung zwischen einer 
echten Ost-West-Entspannung und dem Abschluß 
von Übereinkommen auf den Gebieten der Men- 
schenrechte, der Kultur und der Information bei der 
Konferenz über Sicherheit und ZusammenarbeiL in 
Europa; 

ersucht die Regierungen der Mitgliedstaaten des 
Nordatlantischen Bündnisses 

1. mit Nachdruck Abkommen mit der Sowjetunion 
und mit anderen Ländern des Warschauer Paktes 
anzustreben, die zur Gewährleistung der freien 
Meinungsäußerung, der Freizügigkeit der Men- 
schen und des freien Gedankenaustausches über 
die nationalen Grenzen hinweg beitragen; 

2. während ihrer Verhandlungen bei der Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
ihre Verpflichtung zu den grundlegenden Men- 
schenrechten erneut zu unterstreichen und die 
lebenswichtige Verbindung zwischen diesen 
Grundfreiheiten und einer echten Ost-West-Ent- 
spannung anzuerkennen. 
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Militärausschuß 


Entschließung 

Europäische Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Verteidigung 

Die Versammlung 

ist sich der Notwendigkeit bewußt, daß die euro- 
päischen Mitglieder des Bündnisses ein stärkeres 
Maß an Zusammenarbeit in der Verteidigung er- 
reichen sollten, um den europäischen Beitrag für das 
Bündnis wirkungsvoller zu gestalten; 

ist sich dessen bewußt, daß die Eurogruppe das 
einzige Forum bildet, in welchem praktische Maß- 
nahmen zur Förderung der europäischen Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet der Verteidigung ergriffen 
werden können; 

ist besorgt über die von der Eurogruppe bislang 
erzielten bescheidenen Ergebnisse; 

bedauert das ständige Fehlen Frankreichs bei der 
Arbeit der Eurogruppe; 

erinnert an die von allen Verteidigungsministern 
Unterzeichneten Grundsätze der Zusammenarbeit im 
Rüstungsbereich, in welchen festgelegt wurde, 

— daß die Durchführung von verschiedenen natio- 
nalen Einzelvorhaben im bisherigen Ausmaß zu 
kostspieliger Doppelarbeit führt. Dies wird in 
Zukunft immer weniger zu vertreten sein, daher 
ist die Vermeidung einer solchen Doppelarbeit in 
zunehmendem Maße anzustreben; 

— daß eine Standardisierung von Gerätemerkmalen 
wesentliche militärische und wirtschaftliche Vor- 
teile erbringt; 

nimmt die gegenwärtige Situation bezüglich des 
Nachfolgemusters für den F-104 Starfighter sowie 
die Möglichkeit zur Kenntnis, daß die Mitgliedstaa- 
ten durch dieses Projekt ihre Entschlossenheit zum 


Ausdruck bringen können, nach gemeinsamen Lö- 
sungen ihrer Beschaffungsprobleme zu suchen; 

stellt fest, daß sich die Mitgliedstaaten bezüglich 
des Baus von Fregatten nicht an die vorstehenden 
Grundsätze halten; 

begrüßt die Entscheidung Deutschlands und der 
Niederlande, die Beschaffung neuer Fregatten auf 
der Grundlage des einstimmig gebilligten Konzepts 
für eine neue NATO-Fregatte in Angriff zu nehmen; 

stellt fest, daß noch immer Möglichkeiten beste- 
hen für eine Vereinbarkeit wichtiger Baugruppen, 
wodurch sich auch andere Mitgliedstaaten an einer 
teilweisen Zusammenarbeit beteiligen können; 

fordert 

1. die Regierungen der Staaten der Eurogruppe auf, 
sich nach besten Kräften für eine Verbesserung 
des Instrumentariums der Eurogruppe einzu- 
setzen, wobei auf eine stärkere Beteiligung der 
Minister besonderer Nachdruck zu legen ist; 

2. die Mitgliedstaaten der Eurogruppe auf zu er- 
wägen, ob nicht die Arbeit der Gruppe auf ein 
breiteres Feld als nur die Zusammenarbeit im 
Rüstungsbereich ausgedehnt werden kann; 

3. die vier an der Beschaffung eines F-104-Nach- 
folgemusters interessierten Mitgliedstaaten auf, 
ihre Entschlossenheit zur Flerbeiführung gemein- 
samer Lösungen von Rüstungsproblemen weiter- 
hin Ausdruck zu verleihen; 

4. die an der Entwicklung bzw. Produktion von 
Fregatten beteiligten Mitgliedstaaten auf, ihr 
Vertrauen in die Grundsätze der Rüstungszusam- 
menarbeit und ihre Unterstützung dieser Grund- 
sätze dadurch unter Beweis zu stellen, daß sie 
sich nach Kräften bemühen, die teilweise Zusam- 
menarbeit bei der Beschaffung von Baugruppen 
so weit wie möglich auszudehnen. 


10 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCkSdChG 7/3046 


Politischer Ausschuß 


Entschließung 

Vertiefung der Beziehungen zwischen der 
Nordatlantischen Versammlung und den Regierungen 
der Mitgliedstaaten des Nordatlantischen 
Bündnisses 

Die Versammlung 

stellt mit Nachdruck fest, daß sie sich in den letz- 
ten Jahren zu einer Organisation entwickelt hat, die 
die Parlamente der Mitgliedstaaten des Nordatlan- 
tischen Bündnisses voll repräsentiert; daß die Tätig- 
keit in ihren Plenarsitzungen und die Arbeit ihrer 
Ausschüsse, Unterausschüsse und Arbeitsgruppen 
ständig an Intensität und Gehalt zunehmen; daß ihre 
vornehmlich auf der Präambel zu Artikel 1 und 2 
des Nordatlantikvertrages beruhenden Aktionen alle 
Gesichtspunkte der transatlantischen Beziehungen 
umfassen und daß sie ein Sekretariat besitzt, dessen 
Leistungsfähigkeit allgemein anerkannt ist; 

unterstreicht, daß sie die einzige transatlantische 
parlamentarische Institution bildet, an der sich die 
gesetzgebenden Körperschaften sowohl Nordameri- 
kas als auch Westeuropas gleichberechtigt beteiligen 
können; 

verweist darauf, daß durch die Bereitstellung eines 
Forums für Parlamentarier, die von den gesetzge- 
benden Körperschaften des jeweiligen Mitgliedstaa- 
tes ordnungsgemäß ernannt sind und die in diesem 
Forum ihre speziellen Ansichten äußern können, der 
atlantische Dialog in einer seiner wirksamsten Aus- 
drucksformen aufrecht erhalten und vertieft wird; 

nimmt Ziffer 13 der Erklärung von Ottawa vom 
19. Juni 1974 über die Atlantischen Beziehungen zur 
Kenntnis, in welcher die Außenminister erklären: 

„Sie erkennen an, daß der Zusammenhalt des 
Bündnisses nicht nur in der Zusammenarbeit 
zwischen ihren Regierungen, sondern auch in 
dem freien Meinungsaustausch zwischen den 
gewählten Vertretern der Völker des Bündnis- 
ses Ausdruck gefunden hat. Sie erklären dem- 
gemäß, den Ausbau der Verbindungen zwischen 
Parlamentariern fördern zu wollen"; 

ist sich der Bedeutung einer parlamentarischen Un- 
terstützung in jedem Land für den weiteren Erfolg 
des Nordatlantischcn Bündnisses bewußt; 

erkennt die Beiträge nationaler Regierungen zu 
ihrer Arbeit an; 

ist gleichwohl von dem Wunsch geleitet, ihre Be- 
ziehungen zu den nationalen Regierungen über de- 
ren Minister und Botschafter zu vertiefen; 

beschließt, 

1. daß die Außenminister der Mitgliedstaaten des 
Atlantischen Bündnisses zu erkennen geben mö- 
gen, wie sie die Bestimmungen der Atlantischen 


Erklärung vom 19. Juni 1974, insbesondere deren 
Ziffer 13, auszuführen gedenken; 

2. daß die Regierung jedes Mitgliedstaates in Er- 
wägung ziehen möge, zusätzlich ein Mitglied 
seines Parlaments, das zugleich auch Mitglied 
der Nordatlantischen Versammlung ist, in ihre 
Delegation für die Ministertagungen des Nord- 
atlantikrats aufzunehmen; 

fordert 

1. die Regierungen der Mitgliedstaaten des Nord- 
atlantischen Bündnisses auf, ihre Minister und 
Botschafter mit Nachdruck darin zu bestärken, 
daß sie sich bei den halbjährlichen Sitzungen der 
Ausschüsse der Nordatlantischen Versammlung 
für Aussprachen zur Verfügung halten; 

2. die Ständigen Vertreter des Nordatlantikrats auf, 
einmal jährlich zu einer informellen Aussprache 
über atlantische Fragen mit dem Ständigen Aus- 
schuß der Nordatlantischen Versammlung zusam- 
menzutreten; 

ersucht 

die nationalen Delegationen beim Nordatlantikrat, 
auf schriftliche Anfragen von Mitgliedern der Ver- 
sammlung oder von Ausschüssen bzw. Unteraus- 
schüssen zu antworten. 


Entschließung 

Maßnahmen des Atlantischen Bündnisses für 
den östlichen Mittelmeerraum 

Die Versammlung 

bedauert, daß Fortschritte für eine dauerhafte Lö- 
sung in Zypern durch die anhaltende Uneinigkeit 
zwischen zwei Mitgliedstaaten erschwert und behin- 
dert werden; 

erinnert an das Schicksal von zehntausenden von 
zypriotischen Flüchtlingen griechischer und türki- 
scher Herkunft, die durch das Fehlen von Unterkunft 
und Verpflegung in einer verzweifelten Lage sind; 

ist daher der Ansicht, daß das humanitäre Problem 
in der gegenwärtigen Krise vorrangig und dringlich 
ist; 

ist außerdem der Ansicht, daß diese Situation die 
Mitgliedstaaten des Nordatlantischen Bündnisses un- 
mittelbar angeht und daß daher die Mitglieder, ins- 
besondere die EG-Staaten, den Versuch unterneh- 
men sollten, eine stabile und ausgewogene Wirt- 
schaftslage herzustellen — und dadurch die beste- 
henden Spannungen verringern und Verhandlungen 
ermöglichen — , indem sie gemeinsam aus vorhande- 
nen Mitteln für den kurz- und mittelfristigen Zeit- 
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raum wirtschaftliche, technische und finanzielle Hilfe 
an Zypern gewähren; 

erkennt, daß Zypern zwar nicht die einzige Streit- 
frage in den Beziehungen zwischen Griechenland und 
der Türkei bildet, daß dieser Frage jedoch von allen 
die größte Bedeutung beizumessen ist und daß die 
europäischen NATO-Partner den größten Wert dar- 
auf legen, daß die Insel ihre Unabhängigkeit und 
Souveränität bewahrt; 

erkennt, daß positive und konstruktive Maßnah- 
men zur Verbesserung der bestehenden sozialen Ver- 
hältnisse nur durch die logistische Unterstützung im 
Rahmen der militärischen Infrastruktur möglich 
sind; 

stellt fest, daß alle europäischen Staaten vom po- 
litischen und wirtschaftlichen Schicksal des östlichen 
Mittelmeerraumes unmittelbar betroffen und daran 
beteiligt sind; 

fordert: 

i) die Regierungen der NATO-Mitgliedstaaten auf, 
den Flüchtlingen auf Zypern über die beiden 
Verwaltungen der Insel umgehend bei der Be- 
reitstellung von Lebensmitteln und Unterkünf- 
ten zu helfen; 

ii) die EG-Mitgliedstaaten des Nordatlantischen 
Bündnisses auf, mit aller gebotenen Eile den 
Aufbau eines wirtschaftlichen und finanziellen 
Hilfsprogramms für Zypern in Erwägung zu zie- 
hen, wobei die durch die gegenwärtige Teilung 
der wirtschaftlichen Hilfsquellen hervorgerufe- 
nen Spannungen auf der Insel berücksichtigt 
werden sollten; 

iii) die Regierungen der NATO-Mitgliedstaaten auf, 
zu erwägen, sich für die Wiederherstellung eines 
gerechten und dauerhaften Friedens auf der In- 
sel zu verwenden, dabei die nationalen Inter- 
essen der auf Zypern lebenden griechischen und 
türkischen Volksgruppen zu berücksichtigen 
und dadurch die gegenwärtigen drei Garantie- 
mächte Griechenland, die Türkei und das Verei- 
nigte Königreich als Mitglieder des Bündnisses 
in ihren Bestrebungen zu unterstützen. 


Entschließung 

Aufstellung eines europäischen „Solidaritätsplans" 
für die südeuropäischen Mitgliedstaaten des Atlan- 
tischen Bündnisses 

Die Versammlung 

nimmt mit Genugtuung die von den zwei Mit- 
gliedstaaten des Bündnisses Griechenland und Por- 
tugal unternommenen Anstrengungen zur Kenntnis, 
demokratische Institutionen zu schaffen; 

ist sich bewußt, daß in beiden Ländern neben 
innenpolitischen Schwierigkeiten besonders wirt- 
schaftliche und soziale Probleme den Prozeß einer 
wachsenden demokratischen Stabilität beeinträch- 
tigen könnten; 


ist sich insbesondere der schwierigen Lage be- 
wußt, die in Portugal entstehen könnte, wenn eine 
beträchtliche Zahl von Portugiesen, die gegenwärtig 
in den zur Unabhängigkeit anstehenden afrikani- 
schen Territorien leben, in Massen zurückkehren; 

ist sich dessen bewußt, daß eine politische und 
wirtschaftliche Stabilität in den südeuropäischen 
Mitgliedstaaten (Griechenland, Italien, Portugal und 
die Türkei) in hohem Maße zum Zusammenhalt des 
Bündnisses beiträgt; 

fordert die Regierungen der Mitgliedstaaten des 
Atlantischen Bündnisses, insbesondere der europä- 
ischen Mitgliedstaaten, auf, die Durchführung einer 
konkreten Regionalpolitik für die EG-Staaten zu 
unterstützen und überdies die südeuropäischen 
Bündnisstaaten bei der Schaffung neuer und dauer- 
hafter Arbeitsplätze und bei der Stabilisierung ihrer 
nationalen Volkswirtschaften zu unterstützen. 


Entschließung 

Probleme im Innern des Bündnisses 

Die Versammlung 

erkennt, daß die gegenwärtigen wirtschaftlichen 
und politischen Schwierigkeiten die europäischen 
Mitgliedstaaten des Bündnisses dazu zwingen, sich 
enger zusammenzuschließen und intensiver zusam- 
menzuarbeiten, insbesondere bei Fragen der Vertei- 
digung, wenn sie zu gemeinsamen Lösungen ihrer 
Probleme kommen wollen; 

erkennt die Notwendigkeit, daß die europäischen 
Mitgliedstaaten des Atlantischen Bündnisses ihren 
nordamerikanischen Partnern gegenüber beweisen, 
daß sie gewillt und entschlossen sind, auch künftig 
einen gerechten Anteil der Verteidigungslasten zu 
tragen; 

ist sich bewußt, daß das Beschreiten eines gemein- 
samen europäischen Weges nicht zu Unstimmigkei- 
ten im Bündnis führen darf; 

legt Wert darauf, daß die gegenwärtigen Ost- 
West-Verhandlungen mit einem Höchstmaß an Kon- 
sultationen und Übereinstimmung im Innern des 
Bündnisses weitergeführt werden; 

erkennt, daß die sowjetische Außenpolitik gegen- 
über dem Atlantischen Bündnis auf eine Spaltung 
und auf den Abbau der amerikanischen Präsenz in 
Europa abzielt; 

stellt fest, daß das Nordatlantische Bündnis das 
Feld seiner Einwirkungs- und Durchsetzungsmög- 
lichkeiten im politischen Bereich neu überdenken 
muß, um den Ereignissen unmittelbar jenseits seiner 
Grenzen, die sich ebenso unmittelbar auf seine 
Sicherheit auswirken, begegnen zu können; 

fordert 

1. die Regierungen der Mitgliedstaaten auf, die 
Prioritäten des Bündnisses zu überprüfen und die 
Bündnispolitik im Blick auf die gegenwärtigen 
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Probleme, vornehmlich solcher unmittelbar jen- 
seits der NATO-Grenzen, neu zu definieren; 

2. die Regierungen der Mitgliedstaaten auf, die 
Einrichtungen und Institutionen des Bündnisses 
zu nutzen, um Lösungen der allen NATO-Staa- 
ten gemeinsamen Probleme herbeizuführen so- 
wie die Möglichkeiten der Konsultationsmecha- 
nismen auszuschöpfen, um Differenzen zwischen 
den Mitgliedstaaten beizulegen; 

3. die europäischen Mitgliedstaaten des Bündnisses 
auf, die europäische Zusammenarbeit in Verteidi- 


gungsfragen auch künftig mit Nachdruck zu be- 
treiben und zu vertiefen, dabei jedoch in sehr 
enger Konsultation mit Kanada und den Ver- 
einigten Staaten zu bleiben; 

4. die Regierungen der Mitgliedstaaten auf, ihre 
Entschlossenheit zur Gestaltung ihrer Beziehun- 
gen mit dem Osten auf der Grundlage enger 
Konsultationen und größter Einmütigkeit er- 
neut zu bekräftigen und sich jeglicher einseitiger 
Schritte zu enthalten, die geeignet sind, den 
gegenwärtigen Entspannungsprozeß zu beein- 
trächtigen. 
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Ausschuß für Wissenschaft und Technik 


Entschließung 

Rohstoffe und Umwelt 

Die Versammlung 

ist sich der Probleme im Zusammenhang mit einer 
Versorgung der Verbraucherländer mit Rohstoffen 
und der Schwierigkeiten einer gesicherten Versor- 
gung bewußt; 

ist sich gleichermaßen der immer größer werden- 
den Bedrohung der Umwelt bewußt; 

erwägt die erforderlichen Maßnahmen zur Ge- 
währleistung eines wirksamen Umweltschutzes; 

anerkennt die nützliche und wertvolle Arbeit der 
Europäischen Gemeinschaften und anderer interna- 
tionaler Organisationen wie z. B. der OECD und des 
Ausschusses der NATO für die Aufgaben der moder- 
nen Gesellschaft; 

ersucht nachdrücklich die Regierungen der Mit- 
gliedstaaten des Nordatlantischen Bündnisses: 

1. alle erforderlichen Anstrengungen zu unterneh- 
men, um neue Rohstoffquellen aufzuspüren und 
zu entwickeln, und zwar insbesondere in und 
unter den Ozeanen, wobei ein internationales Ab- 
kommen über die Gebietshoheit dringend erfor- 
derlich ist; 

2. die Erforschung neuer Ersatzmöglichkeiten für die 
zunehmend seltener und teurer werdenden Roh- 
stoffe anzuregen; 

3. in der Bevölkerung auf einen Gesinnungswandel 
in Richtung auf eine Vermeidung von Vergeu- 
dung von Rohstoffen und deren bessere Wieder- 
nutzung hinzuwirken; 

4. die bereits bestehenden Umweltschutzmaßnah- 
men beizubehalten und die im Rahmen der inter- 
nationalen Zusammenarbeit Unterzeichneten in- 
ternationalen Abkommen zum Schutz der Umwelt 
anzuwenden. 


Entschließung 

Tätigkeit des Ausschusses für die Aufgaben der 
modernen Gesellschaft 

Die Versammlung 

begrüßt die vom Ausschuß für die Aufgaben 
der modernen Gesellschaft bei seiner Arbeit erziel- 
ten beachtlichen Ergebnisse; 

nimmt die vom Ausschuß für die Aufgaben der mo- 
dernen Gesellschaft angenommenen Empfehlungen 
und Entschließungen zur Verwirklichung der Ergeb- 
nisse seiner Modellstudien zur Kenntnis; 


verweist auf den Stand der Fortschritte bei den 
zur Zeit laufenden Modellstudien; 

unterstreicht die Bedeutung der drei jüngsten 
Modellstudien über die Sonnenenergie, die geother- 
mische Energie und die rationelle Energieverwen- 
dung; 

begrüßt die in den Beziehungen zwischen dem 
Ausschuß für die Aufgaben der modernen Gesell- 
schaft und der Versammlung erzielte Verbesserung; 

ersucht nachdrücklich die Regierungen der Mit- 
gliedstaaten des Nordatlantischen Bündnisses: 

1. die vom Ausschuß für die Aufgaben der moder- 
nen Gesellschaft als Instrument einer wirksamen 
internationalen Zusammenarbeit gebotenen Mög- 
lichkeiten mehr als bisher zu nutzen, 

— bei der Schaffung besserer Lebensbedingun- 
gen; 

— indem sie sich so weit wie möglich an allen 
Modellstudien des Ausschusses für die Auf- 
gaben der modernen Gesellschaft beteiligen; 

— durch Vorschläge für neue Modellstudien im 
Rahmen der Zielsetzungen des Ausschusses 
für die Aufgaben der modernen Gesellschaft; 

2. ihren Parlamenten einen Jahresbericht über die 
Maßnahmen vorzulegen, die auf Grund der vom 
Ausschuß für die Aufgaben der modernen Gesell- 
schaft erarbeiteten und vom Nordatlantikrat ge- 
billigten Vorschläge getroffen worden sind. 


Entschließung 

Energieeinsparung 

Die Versammlung 

verweist auf die Auswirkungen des derzeitigen 
Energiepreisniveaus in den Mitgliedstaaten; 

unterstreicht, daß die Energieeinsparung die ein- 
zige kurzfristig mögliche Lösung für eine Verbes- 
serung der Energiesituation ist; 

verweist auf die Notwendigkeit, beträchtliche For- 
schungsarbeiten über Technologien zur Energieein- 
sparung in die Wege zu leiten; 

nimmt die im Rahmen einer der Modellstudien des 
Ausschusses für die Aufgaben der modernen Gesell- 
schaft laufende Arbeit zur Kenntnis; 

ersucht nachdrücklich die Regierungen der Mit- 
gliedstaaten des Atlantischen Bündnisses: 

1. die Forschungsarbeiten über die erforderlichen 
Daten zur Bestimmung der derzeitigen Nutzungs- 
formen und folglich der Bereiche größtmöglicher 
Energieeinsparungen zu beschleunigen; 
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2. weitere Erforschung und Entwicklung von Tech- 
nologien zur wirksamen Energienutzung anzu- 
regen; 

3. mit allen geeigneten Mitteln eine Verringerung 
der Energienutzung in allen Verbrauchsberei- 
chen sicherzustellen; 

4. gegebenenfalls gesetzliche Maßnahmen zur Ener- 
gie ein sp arung v o i zus eh en ; 


5. Studien und Maßnahmen zur Nutzung der beim 
Produktions- und Verbrauchsprozeß vergeudeten 
Energie anzuregen; 

6. so weit wie möglich die internationale Zusam- 
menarbeit in den oben genannten Bereichen und 
insbesondere die Modellstudien des Ausschusses 
für die Aufgaben der modernen Gesellschaft über 
die rationelle Nutzung der Energie zu unterstüt- 
zen. 
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